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Stimmung können die Kläger aber keine Ansprüche auf 
Duldung einer solchen Baumaßnahme herleiten.

Die Verklagten sind Grundstückseigentümer in eheli­
cher Vermögensgemeinschaft. Verfügungen über dieses 
Eigentum können nach § 15 Abs. 2 FGB nur beide Ehe­
gatten gemeinsam treffen. Die Verklagte zu 2) hat ihre 
Zustimmung erteilt, ohne vom Verklagten zu 1), ihrem 
Ehemann, zur Abgabe einer solchen Erklärung bevollmäch­
tigt gewesen zu sein. Der Verklagte zu 1) hat unmittelbar 
nach Kenntnis des Ergebnisses der Aussprache gegenüber 
seiner Ehefrau und dem Stadtbezirksbauamt seine Zustim­
mung verweigert und dies auch den Verklagten zur Kennt­
nis gebracht

Unter diesen Umständen ist somit die von der Verklag­
ten zu 2) in Überschreitung ihrer Vertretungsbefugnis er­
teilte Zustimmung ohne rechtliche Wirkung (§§ 11,15 Abs. 2 
FGB). Deshalb können die Kläger die Toilette auch nicht 
auf der Grundlage getroffener vertraglicher Vereinbarun­
gen im Hausflur einbauen.

§ 175 Abs. 1 ZPO.
Werden Beweismittel, die dem Kläger bereits vor Erhe­
bung der Klage hätten zur Kenntnis gegeben werden 
müssen, vom Verklagten erst in der gerichtlichen Beweis­
aufnahme vorgelegt, hat dieser zur Klage Anlaß gegeben, 
so daß ihm bei Klagerücknahme die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen sind.
BG Suhl, Beschluß vom 24. Mai 1982 — 3 BZR 22/82.

Die Kläger sind die Erben der verstorbenen Frau G. 
Unter Vorlage des Erbscheins wandten sie sich an die ver­
klagte Bank, um sich die Guthaben der Erblasserin über­
schreiben zu lassen. Die Verklagte schrieb daraufhin zwei 
Guthaben auf die Kläger um, dabei übersah sie aber, daß 
ein Guthaben davon für einen Dritten angelegt worden 
war. Als dieser die Verklagte darauf hinwies, wurde die 
Buchung rückgängig gemacht und das Guthaben auf das 
Konto des Dritten umgeschrieben.

Den Klägern wurde von der Verklagten zwar die 
Rechtslage erläutert, sie wurde ihnen aber nicht nach­
gewiesen, so daß sie Klage auf Übertragung des Kontos 
auf sie erhoben. Als im Verfahren die Verklagte die Recht­
mäßigkeit der Rückbuchung bewiesen hatte, nahmen die 
Kläger die Klage zurück.

Das Kreisgericht hat die Verfahrenskosten der Ver­
klagten auferlegt, weil diese Veranlassung zur Klage da­
durch gegeben hätte, daß sie vor dem gerichtlichen Ver­
handlungstermin den Klägern keine Beweismittel dafür 
vorgelegt hätte, daß die Rückbuchung rechtmäßig war.

Gegen diesen Beschluß hat die Verklagte Beschwerde 
eingelegt und beantragt, den angefochtenen Beschluß auf­
zuheben und die Verfahrenskosten den Klägern aufzu­
erlegen.

Die Beschwerde hatte keinen Erfolg.
Aus der Begründung:
Bei richtiger Handhabung hätte die Verklagte gleich bei 
Vorsprache der sich als Erben der Martha G. ausweisen­
den Kläger bemerken müssen, daß das Sparkonto nicht zu 
deren Nachlaß gehört Die Ursache des Konflikts liegt in 
dieser unrichtigen Sachbehandlung. In einem solchen Fall 
gehört es zu den Pflichten eines Kreditinstituts, dem Kun­
den gegenüber nicht nur, wie das geschehen ist, schriftlich 
den richtigen Sachverhalt mitzuteilen, sondern auf Ver­
langen auch die entsprechenden Unterlagen vorzulegen 
(hier: die Kontokarte mit dem dort eingetragenen Gläu­
bigervorbehalt und — soweit möglich — auch das Sparbuch), 
damit sich der Kunde selber davon überzeugen kann, daß 
die zunächst gegebene Auskunft tatsächlich unrichtig war. 
Das Verlangen der Kläger nach Vorlage derartiger Be­
weise und entsprechender mündlicher Erläuterungen ist 
unter solchen Umständen keine überspitzte Anforderung 
an die Verklagte.

Da diese Beweismittel erst im Verlauf des Gerichtsver­
fahrens vorgelegt wurden, was zur Klagerücknahme 
führte, war es gerechtfertigt, der Verklagten gemäß § 175 
Abs. 1 Satz 2 ZPO die Verfahrenskosten aufzuerlegen.

§§ 365, 412, 425 ff. ZGB.
1. Der überlebende Ehegatte hat auch dann entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen (§ 365 ZGB) einen Erb­
anspruch auf den Nachlaß des verstorbenen Ehegatten, 
wenn ihm gemäß den familienrechtlichen Regelungen 
(§ 13 FGB) aus dem gemeinschaftlichen Eigentum und Ver­
mögen der Ehegatten (hier: einem Hausgrundstück) ein 
Anteil zusteht.
2. Die Kosten, die bei der Vermittlung der Aufteilung des 
Nachlasses durch das Staatliche Notariat entstehen, gehö­
ren zu den Nachlaßverbindlichkeiten, die vor der Vertei­
lung des Nachlasses abzuziehen sind.
KrG Altenburg, Beschluß vom 15. Juli 1981 — 1301 R 146/81 
50-1-81.

Die Verfahrensbeteiligten sind die Erben nach der ver­
storbenen Klara H. Ausweislich des Erbscheins des Staat­
lichen Notariats hat der Ehemann Otto H. die Verstor­
bene zu *Д beerbt. Die übrigen fünf Beteiligten sind zu je 
3/ao Erben.

Zum Nachlaß gehört ein Hausgrundstück, das gemein­
schaftliches Eigentum und Vermögen der Eheleute Otto 
und Klara H. war. Das Grundstück hat einen Wert von 
13 410 M.

Der Ehemann der Erblasserin, Otto H., hat beim Staat­
lichen Notariat die Vermittlung der Verteilung des Nach­
lasses hinsichtlich des obengenannten Grundstücks bean­
tragt.

Da eine Einigung nicht zustande kam, hat das Staat­
liche Notariat entschieden, daß Otto H., der Erbe zu 1), 
Alleineigentümer des Grundstücks wird. Es hat ihn ver­
pflichtet, an die Erben zu 2) bis 6) je einen Betrag von 
987,45 M zu zahlen.

Gegen diesen Beschluß wendet sich der Erbe Klaus H. 
mit der Beschwerde. Er fordert die Korrektur der nota­
riellen Entscheidung dahingehend, daß ihm ein Erbanteil 
aus dem Grundstück vön 1 341 M zuerkannt wird. Weiter­
hin beantragt er, ihn von der Tragung der Notariatskosten 
für das Teilungsverfahren zu befreien.

Die Beschwerde hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Staatliche Notariat hat in einem den Rechtsvorschrif­
ten entsprechenden Verfahren (§§425 bis 427 ZGB) eine 
nicht zu beanstandende Entscheidung getroffen. Der Ver­
kehrswert des Grundstücks beträgt 13 410 M. Da das 
Grundstück zur ehelichen Eigentums- und Vermögens­
gemeinschaft der Eheleute Klara und Otto H. gehört, ent­
fällt die Hälfte des Wertes, also 6 705 M, auf den Nachlaß.

Der Beschwerdeführer geht davon aus, daß deshalb, 
weil nach einer entsprechenden Einigung unter den Erben 
Otto H. — dem Erben zu 1) — aus der ehelichen Vermö­
gensgemeinschaft sowieso ein Anteil von 50 Prozent am 
Grundstück zusteht, er an der Nachlaßsumme der anderen 
6 705 M keinen Anspruch habe. Diese Auffassung ist jedoch 
rechtsirrig.

Die Erben zu 1) bis 6) teilen sich vielmehr diesen 
Nachlaß, wobei dem Erben zu 1), also Otto H., gemäß 
§ 365 Abs. 1 ZGB als Ehegatten der Erblasserin *Д und den 
übrigen fünf Erben ein Anteil von je V20 zustehen.

Da es sich beim notariellen Verfahren zur Vermittlung 
der Aufteilung des Nachlasses nicht um ein kontradikto­
risches Verfahren handelt, können auch die für das 
gerichtliche Verfahren geltenden Kostentragungsregeln 
<§§ 173 ff. ZGB) keine Anwendung finden.

Nach § 410 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB gehören die Kosten des 
Nachlaßverfahrens — hierzu ist auch die Inanspruch­
nahme des Staatlichen Notariats zur Vermittlung der Auf­
teilung des Nachlasses zu zählen — zu den Nachlaßverbind­
lichkeiten, die gemäß § 423 Abs. 2 ZGB vor der Verteilung 
des Nachlasses von diesem abzuziehen sind. Diese Kosten 
sind daher den Erben entsprechend ihrem Erbanteil auf­
zuerlegen, und die außernotariellen Kosten sind von jedem 
Erben selbst zu tragen.

(Es folgen Ausführungen über die Berechnung und Ver­
teilung des Nachlasses sowie der Kosten.)


